
Sanktionen gegen den Verkehrsleiter 

Bisher galt: 
Auch bislang gab es schon die Möglichkeit, Sanktionen gegen die zur Führung 
der Güterkraftverkehrsgeschäfte bestellte Person auszusprechen. Zusätzlich 
konnte Sie für Versäumnisse, beispielsweise durch die mangelnde Überprüfung 
der Ladungssicherung, zur Verantwortung gezogen werden (von Punkten im 
Verkehrszentralregister bis hin zu Strafverfahren). Zudem war es zulässig, 
Informationen über Ordnungswidrigkeiten in einer zentralen Datenbank zu 
speichern. 

Neu ist: 
Mit der Einführung des Verkehrsleiters und den Anforderungen, die an seine 
Zuverlässigkeit gestellt werden, hat die EU-Kommission gleichzeitig Vorgaben 
gemacht, bei welchen Verstößen die Zuverlässigkeit des Verkehrsleiters wieder 
entfallen kann. Einem unzuverlässigen Verkehrsleiter kann zukünftig die 
Führung von Güterkraftverkehrsgeschäften untersagt werden. Da eine solche 
Untersagung gleichzeitig auch in das neue Unternehmens- und 
Verkehrsleiterregister beim BAG eingetragen wird, kommt dies einem 
faktischen Berufsverbot als Verkehrsleiter in Europa gleich (vgl. Frage 11), da 
auch andere Mitgliedsstaaten auf die dort gespeicherten Daten zugreifen 
können. 

Für den Verkehrsleiter gelten letztendlich die gleichen 
Zuverlässigkeitsanforderungen, wie für den Erlaubnisinhaber. Auch einem 
Verkehrsleiter droht bei den bereits genannten besonders schweren Verstößen 
der Verlust der Zuverlässigkeit. 

Daher ist es umso wichtiger, dass ein Verkehrsleiter im Unternehmen auch die 
tatsächlichen Kompetenzen, Zuständigkeiten und Entscheidungsbefugnisse für 
den Verkehrsbereich hat. Anderenfalls droht, dass er für etwas „den Kopf 
herhalten“ muss, auf das er in der Praxis möglicherweise zu geringen oder 
keinen Einfluss hatte. 

 


